Offener Brief an den Chefredakteur der Südtiroler Wirtschaftzeitung mit der Bitte um Veröffentlichung.

Sehr geehrter Herr Chefredakteur Weissensteiner,

ich habe absolut nichts dagegen einzuwenden, dass über Kostenentwicklung, über Qualität, über das Verhältnis von Qualität und Kosten offen und sachlich in aller Öffentlichkeit, oder wo auch immer, diskutiert wird, dass Schlussfolgerungen gezogen und entsprechende Maßnahmen unter Beachtung wesentlicher gesundheitspolitischer Zielsetzungen getroffen werden. Von diesem Grundsatz habe ich mich immer auch leiten lassen. Wir haben die Leistungsdaten des Südtiroler Gesundheitsdienstes auf den Tisch gelegt und somit jährlich Rechenschaft über das Geleistete gegeben. Die Landesgesundheitsberichte, beginnend mit dem 1. Erscheinungsjahr im Jahre 1989, belegen dies nachdrücklich. In diesen Berichten wird Bilanz gezogen, werden Vergleiche, auch internationale Vergleiche angestellt. Auf dieser Grundlage ist das Südtiroler Gesundheitswesen zu bewerten. Ich bin nach wie vor überzeugt, dass wir den europäischen Vergleich mit ähnlichen Regionen nicht zu scheuen brauchen. Das gilt auch für die Gesundheitskosten. Die vom Institut „Prognos Schweiz“ durchgeführte Studie im Jahre 2002, die auch einen internationalen Kostenvergleich enthält, belegt dies.

Ihre Leitartikel auf Seite 1 „Mutige Reform machbar?“ und 3 mit dem Titel „Kosten und Leistung“, sowie der Bericht auf Seite 3 mit dem Titel „Zu teuer für die Güte“ in der Ausgabe der Südtiroler Wirtschaftszeitung vom 06.08.2004 ist jedoch eine Zumutung. Eine Zumutung deshalb, weil sie von Daten ausgehen, die schlichtweg falsch sind und zudem Vergleiche mit Daten anstellen, die absolut nicht vergleichbar sind. Hinter dieser Vorgangsweise steckt entweder völlige Unkenntnis von Sachverhalten oder „politische“ Absicht. Sie wollen offensichtlich alles mies machen, was im Südtiroler Gesundheitswesen auf- und ausgebaut worden ist.

Sie machen mit Pauschalurteilen Vertrauensärzte mies, die Verwaltung, die Arbeit von Krankenpflegerinnen und -pflegern, Ärztinnen und Ärzten in den Krankenhäusern, indem Sie u.a. dem Gesundheitswesen generell mangelnde Qualität vorwerfen.

Sie wollen trotz besseren Wissens nicht zur Kenntnis nehmen, dass der Südtiroler Gesundheitsdienst einen hohen Grad an Zufriedenheit bei Bürgerinnen und Bürgern, bei Patientinnen und Patienten erreicht. Die in den letzten drei Jahren von unabhängigen Fachinstituten durchgeführten Studien über den Zufriedenheitsgrad zeigen, ähnlich wie die Umfragen des Landesinstituts für Statistik (Astat), dass rund 80% der Bevölkerung mit dem Gesundheitsdienst zufrieden bzw. sehr zufrieden sind. Dieses Ergebnis liegt weit über den Grad an Zufriedenheit, den das Gesundheitswesen in der Bundesrepublik Deutschland aufweist. Es kommt nahe an die Werte des finnischen Gesundheitssystems heran, das bekanntlich europaweit den höchsten Grad an Zufriedenheit verzeichnen kann.

Schlimm und einer seriösen Zeitung, wie es die Südtiroler Wirtschaftszeitung sicherlich ist, unwürdig, ist die Tatsache, dass dem Kostenvergleich Daten zugrunde gelegt werden, die nie und nimmer für derartige Vergleiche herangezogen werden können. Die Pro-Kopf-Ausgabe im Südtiroler Gesundheitswesen wurde im Bericht der Südtiroler Wirtschaftszeitung auf der Basis des im Landeshaushalt 2004 dem Gesundheitsdienst zugewiesenen Gesamtbetrages, inklusive der Investitionskosten und inklusive jenes Betrages, der zur Abdeckung des Defizites aus dem Jahr 2003 zweckgebunden ist, berechnet. Allein dieser letzte Betrag macht rund 30 Mio. Euro aus. Dass das Südtiroler Gesundheitswesen zusätzlich die gesamten Kosten für die Ausbildung des nicht ärztlichen Personals trägt, ebenso die Kosten der Facharztausbildung, Kosten also, die in andern Ländern von den Bildungsressorts bzw. Wissenschaftsressorts (Universität) getragen werden, und dass die Finanzierung der Hauspflegebeiträge und der Pflegefälle in Südtirol über den Gesundheitsdienst erfolgt, im Gegensatz beispielsweise zu Österreich, wo die Hauspflegebeiträge über die Sozialversicherung, d.h. über den Sozialfond abgedeckt werden, möchte ich nur nebenbei erwähnen.

Wesentlich ist vorallem, dass die Pro-Kopf-Ausgabe immer und in sämtlichen Ländern nur auf der Grundlage der laufenden Kosten berechnet wird, was die Wirtschaftszeitung nicht berücksichtigt hat.

Ich bin zudem sicher, dass sich die im Bericht der Südtiroler Wirtschaftszeitung vom 06.08.2004 verwendeten internationalen Vergleichsdaten aus den darin genannten Ländern auf frühere Tätigkeitsjahre beziehen, im Gegensatz zu den Daten betreffend das Südtiroler Gesundheitswesen, die auf das Jahr 2004 Bezug nehmen. Soweit ich die Situation kenne, liegen solche offizielle und verlässliche Daten aus den europäischen Ländern höchstensfalls aus dem Jahre 2002 vor. Die offiziellen Daten des Statistischen Bundesamtes der Bundesrepublik Deutschland belegen jedenfalls unmißverständlich, dass die Gesundheitsausgabe in Deutschland im Jahr 2002 je Einwohner 2.840,00 Euro betragen hat und eben nicht 1.435,00 Euro, wie aus der Tabelle der Wirtschaftszeitung hervorgeht. Ein Blick in das Internet hätte ausgereicht, um dies zu erfahren. Damit ist also die Datenbasis, auf der Sie ihre Analyse und ihre Bewertung aufbauen, völlig falsch und vor allem unkorrekt. Auf diese Weise kann eine noch so gut gewollte Diskussion über Kosten, Leistungen und Qualität wohl nicht stattfinden.

Ihre Darstellungen, Ihre Bewertung und der Bericht in der Wirtschaftszeitung ist eine Irreführung der Bevölkerung und eine Diskreditierung der im Gesundheitswesen Arbeitenden, sowie seiner Verantwortungsträger. In der Wirtschaftssprache gesprochen: Sie operieren mit falschen Bilanzen! Damit ist wohl jede Glaubwürdigkeit verspielt.

Es ist schließlich eine Zumutung, wenn sie von „Misswirtschaft reden, die erst jetzt, wo aufgeräumt wird, zugegeben wird“. Das sind „Wertungen“, die offensichtlich Stimmung machen sollen, aber jeder Sachlichkeit entbehren. 

A propos Kostenmanagment. Ich muss ihnen sagen, dass wir alle Maßnahmen getroffen haben, um die Kosten in den Griff zu bekommen. Es wurden Kostenstellen definiert, es werden Budget-Verhandlungen auf Abteilungsebene geführt, es wurde die doppelte Buchhaltung eingeführt. Die Voraussetzungen, das Gesetz und die Beschlüsse, zur Errichtung von Departments wurden übrigens bereits 2001 bzw. 2002 formell gefasst, und einzelne Departments auch bereits eingerichtet.

Sie haben sich offensichtlich wirklich noch nie mit dem Gesundheitswesen seriös auseindergesetzt, auch nie damit befasst, welche Leistungen das Südtiroler Gesundheitswesen im Interesse der Bevölkerung erbringt.

Dies gilt im übrigen auch für Ihre Einschätzung und Bewertung meiner langjährigen Bemühungen um eine Vereinheitlichung des EDV-Systems im Südtiroler Gesundheitswesen. Ein entsprechendes von mir vorgelegtes landesweites und einheitliches Konzept zur Informatisierung des Gesundheitsdienstes im Jahr 1987 fand beispielsweise auf der Ebene Land und Gemeindenverband keine Zustimmung. Dennoch wurde alles unternommen, um von den damals, in den jeweiligen Sanitätseinheiten vorhandenen unterschiedlichen Softwareprogrammen für Personal-, Ökonomats- und Vermögensverwaltung auf einheitliche Anwenderprogramme umzurüsten.

Tatsache ist auch, dass sämtliche Laboratorien landesweit einheitlich vernetzt sind, dass für die bildgebenden Verfahren (Röntgen u.a.) ein einziges PACS-System im Jahr 2002 ausgeschrieben und bereits in Umsetzung ist. Die Informatisierung des gesamten Territoriums (territorialen Dienste), das landesweite Vormerksystem miteingeschlossen, folgt ebenso einem organischen und einheitlichen Informatisierungskonzept auf Landesebene, mit deren konkreten Umsetzung die Südtiroler Informatik AG beauftragt ist.

Der jüngste Bericht der Wirtschaftszeitung zum Gesundheitswesen und Ihre Leitartikel sind wohl ein misslungener Versuch, das Südtiroler Gesundheitswesen und politische Verantwortungsträger insgesamt schlecht zu machen.

Der Rundumschlag gegen ganz bestimmte politische Verantwortungsträger, wie Sie ihn letzthin betreiben, ist jedenfalls schlechter journalistischer Stil.

Sie sprechen jedoch „Wahres“, wenn Sie festhalten, dass das Gesundheitswesen deshalb zu sparen hat, damit genügend Geld für die Wirtschafsförderung zur Verfügung stehen kann.

Landesrat Dr. Otto Saurer

Bozen, 12.08.2004

